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ABS/NBS (Ausbaustrecke/Neubaustrecke) Karlsruhe-Basel; PfA 8.1 Riegel-March 

hier: Öffentliche Auslegung der Planunterlagen, Einwendung zum Planfeststellungs-verfahren
Sehr geehrter Damen und Herren,

da mit der Festlegung des Streckenabschnitts 8.1 bereits die weiterführende Trasse in nördlicher und südlicher Richtung maßgeblich bestimmt wird, erhebe ich hiermit Einwendungen gegen die für den Planfeststellungsabschnitts 8.1 vorgelegte Planung der Deutschen Bahn AG, vertreten durch die DB Projektbau, und gebe dazu die folgende Begründung:

Der Planfeststellungsabschnitt 8.1 liegt zwar außerhalb des Gebiets meines Wohnsitzes. Im Planfeststellungsabschnitt 8.1 könnten jedoch Zwangspunkte gesetzt werden, die eine Verwirklichung des von der Interessengemeinschaft Bahnprotest an Ober- und Hoch-Rhein (IG BOHR) mit den Bürgerinitiativen MUT und IGEL geforderten Alternativkonzepts BADEN 21 erschweren oder gar unmöglich machen.
Ich fordere daher, dass die Planung im Planfeststellungsabschnitt 8.1 so gewählt wird, dass ein Anschluss weder der A5-parallelen Variante bis Riegel im Streckenabschnitt 8.0 noch der sog. verbesserten KuK2-Variante in den Planfeststellungsabschnitten 8.2 mit Übergang in die Bürgertrasse (Abschnitt 8.3) erschwert oder ausgeschlossen ist. Zu diesem Zweck muss sowohl die Höhenlage der ABS/NBS an der Grenze der Planfeststellungsabschnitte als auch die geographische Lage des Anschlusspunktes von Planabschnitt 8.1 zu Planabschnitt 8.0 und auch zu Planabschnitt 8.2 zunächst offen bleiben, damit gegebenenfalls eine Anpassung erfolgen kann. 

Grundsätzlich fordere ich, dass die Neubautrasse in den Abschnitten 8.1 und 8.2 den Lärmschutz der Bevölkerung ausschließlich mit aktiven Maßnahmen ohne Anwendung des Schienenbonus und des besonders überwachten Gleises sicherstellt, um den Anforderungen an die menschliche Gesundheit entsprechend der Definition der Weltgesundheitsorganisation zu genügen. Dies ist die durchgängige Forderung aller in der IG BOHR zusammengeschlossenen Bürgerinitiativen am südlichen Oberrhein und ein Wesensmerkmal des Alternativkonzepts Baden 21, das technisch und betrieblich machbar, umweltgerecht umsetzbar und somit grundsätzlich genehmigungsfähig ist.

Im Besonderen fordere ich, dass der Prognosehorizont für die Bemessung der Zugzahlen mindestens auf das Jahr 2025, besser noch auf das Jahr 2030 ausgedehnt wird. Das in den Planunterlagen angegebene Prognosejahr 2015 ist unsinnig, da bis dahin nicht mit der Fertigstellung der Baumaßnahme zu rechnen ist. Desweiteren fordere ich, für die Dimensionierung der Schallschutzmaßnahmen nicht eine nicht nachvollziehbare Momentaufnahme der Zugzahl in irgendeinem Jahr zugrunde zu legen, sondern die technische Kapazität der Güterstrecke in den besagten Streckenabschnitten. Ein Maß dafür wurde im November 2008 durch eine Ergänzungsstudie der BVU in Zusammenarbeit mit Prof. Wendler angegeben.
Zum Schutz meines Rechtsguts Gesundheit  verwahre ich mich dagegen, dass mit der Bildung von Mittelungspegeln der Schienenverkehrslärm schöngerechnet wird. Ohne Beweis wird behauptet, dass ein Mittelungspegel aus diskontinuierlichen Schallereignissen dem gleich hohen Schallpegel eines Dauerlärms gleichwertig (äquivalent) sei. Während ein Dauerschallpegel tatsächlich permanent gehört wird, ist der Mittelungspegel ein Rechenergebnis und wird nicht gehört. Was wirklich gehört wird, sind die Maximalpegel vorbeifahrender Güterzüge, die für Aufweckreaktionen verantwortlich sind. Dennoch dient der Mittelungspegel als Maß für die Projektierung von Schallschutzmaßnahmen. Die jüngsten Ergebnisse von Nachtschlafuntersuchungen haben aber eindrucksvoll bewiesen, dass zur Beurteilung der Störwirkung die Angabe von Mittelungs​pegeln nicht ausreicht, sondern dass die auftre​tenden Maximalpegel und die Zahl der Lärmereignisse unbedingt hinzuzuziehen sind.
Durch die ungerechtfertigte Privilegierung des Schienenverkehrslärms wird den davon betroffenen Menschen mittels Schienenbonus und besonders überwachtem Gleis (BÜG) doppelt so viel Lärm zugemutet als nötig. Dagegen protestiere ich und verlange, dass der sog. Schienenbonus für hochbelastete Güterstrecken – die ausgebaute Rheintalstrecke ist mit weit über 100.000 zu erwartenden Güterzügen pro Jahr eine solche Strecke – nicht weiter in Anwendung gebracht werden darf. Ergebnisse der Lärmwirkungsforschung belegen zweifelsfrei, dass der Schienenverkehrslärm unter allen Verkehrslärmarten den Nachtschlaf am meisten beeinträchtigt. Es müsste also ein Schienenmalus in Ansatz gebracht werden.

Das Umweltbundesamt (UBA) hat in Untersuchungen nachgewiesen, dass das BÜG für Güterzüge allenfalls eine Lärmminderung von 1 bis 1,5 dB(A) bringt und daher empfohlen, das BÜG wegen erwiesener Geringfügigkeit als aktive Schallschutzmaßnahme nicht mehr länger in Ansatz zu bringen. Dieser Empfehlung des UBA schließe ich mich voll an verlange die Streichung des BÜG aus den Planunterlagen.

Die Streichung der Lärmprivilegien „Schienenbonus“ und „BÜG“ darf aber keineswegs passive Lärmschutzmaßnahmen zur Folge haben. Auf solche Maßnahmen ist vollständig zu verzichten, um zum Schutz meines Rechtsguts Eigentum die Immobilienwerte zu erhalten. Zum Schutz meines Rechtsguts Lebensqualität ist insbesondere das Wohnumfeld aktiv vor Güterzuglärm zu schützen. Es dürfen nicht die Menschen eingesperrt werden, sondern der Güterzuglärm muss eingesperrt werden. Es kann auch nicht sein, bei passivem Schallschutz dass ich die laufenden Kosten der erforderlichen Lüftungseinrichtung (Stromkosten, jährlicher Filterwechsel) für alle Zeiten zu tragen habe, ganz zu schweigen von den Kosten, die einer Erneuerung der Schallschutzfenster von mir zu tragen wären. 
Mit freundlichen Grüßen

